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des Vorarbeiters Otto
Kr a» f
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und Revisionsklägers,

- Frozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br. (

g e g e n

die flJBB ^ B e rufsgenossenschaft,S ,  ■ R#fctetraße W/ U ,  
gesetzlich vertreten durch ihren Hauptgeschäftsführer 
Diplo-Ing. A. GflB, ebendort,

Klägerin, Berufungsklägerin 
und Revisionsbeklagte,

Frozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.



Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 6. Februar 1968 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Br. Engels und der Bundes­
richter Br. Bode, Heinr. Meyer, Br. Pfretzschner und 
Br. Nüßgens

für H e c h t  erkannt:

Die Hevision des Beklagten gegen das Urteil des 
$. Zivilsenats dos Schleswig-Holsteinischen Ober- 
landeegerichts in Schleswig vom 27« Mai 1966 wird 
zurückgewiesen.
Bio Kosten der Revision werden dem Beklagten auf­
erlegt .

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Am fllK 1962 kam der Arbeiter Franz Sch^^bei 
einem Unfall im Betriebe der Tiefbaufirma Hans Vfl^ in 

ums Leben. Bie Klägerin hat als zuständige 
Berufsgenossenschaft den Unfall als versicherten Arbeits­
unfall anerkannt und bis Ende 1965 an Witwenrente und 
Sterbegeld 4 872,92 DM aufgewandt. Bie Witwenrente gewährt 
sie auch weiterhin.

Mit der Klage hat die Klägerin von den Beklagten, 
der als Vorarbeiter bei der Firma V f ^  tätig ist, nach 
§ 903 RVO a.F. Ersatz ihrer Aufwendungen verlangt.
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In dem Strafverfahren wurde der Beklagte von der 
Anklage der fahrlässigen Tötung wegen erwiesener Un­
schuld rechtskräftig freigesprochen.

Die Klägerin hat geltend gemacht:
Der Beklagte habe die UnfallverhUtungsvorschriften 

nicht beachtet und den Unfall schuldhaft herbei geführt.
Der Graben sei eingestürzt, weil ere&inen Böschungs­
winkel von 15 Grad gehabt habe, während die Neigung ^
wegen der ungünstigen Bodenverhältnisse im Bereich 
des Weges höchstens 60 Grad habe betragen dürfen. Die 
ausgehobene Erde sei nur 20 bis 30 cm von der Graben­
kante entfernt gelagert worden, während nach den Unfall­
verhütungsvorschriften oin Streifen von 60 cm Breite 
hätte freigehalten oder der Graben gegen Binsturz be­
sonders hätte gesichert werden müssen» Nach seiner 
Rückkehr zur Arbeitsstelle habe der Beklagte sofort 
Sicherungsmaßnahmen treffen müssen und nicht zulassen 
dürfen, daß S c h ^ ^  in dem gefährdeten Grabenabschnitt 
arbeitete. *

m
Die Klägerin hat beantragt, den Beklagten zur 

Zahlung von 4 782,92 DM nebst Zinsen zu verurteilen 
und festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet sei, 
ihr alle Aufwendungen zu ersetzen.; die si'e als" Trägerin 
der gesetzlichen Unfallversicherung aus dem tödlichen 
Unfall des Arbeiters Franz Sch^p aufzubringen habe.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Br hat erwidert:

Im jetzigen Zivilprozeß sei das Gericht an das 
Urteil des Schöffengerichts gebunden, das die Unschuld 
des Beklagten rechtskräftig festgestellt habe. Tat­
sächlich habe er den Unfall auch nicht verschuldet. *
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Zu dem Unfall kam es auf folgende Weise:

Die Tiefbaufirma V M I  führte im M B  1962 Drainage­
arbeiten auf dem Gelände des Gutes B M H R  durch» Dabei 
v/urde der Graben, in den die Drainagerohre verlegt 
werden sollten, mit einem Tieflöffelbagger in einer 
Tiefe von etwa 2 m ausgehoben. Im Zuge dieser Arbeiten 
mußte ein Feldweg (Wirtschaftsv/eg) durchstochen werden, 
der das Out BfMliDit Rolfshörn verbindet. Während das 
bewirtschaftete Gutsgelände aus lehmigem Boden bestand, 
hätte der Weg eine etwa 50 cm starke Deckschicht aus 
Schotter und Füllboden und darunter Mischboden. Als 
die Arbeiten bis zu diesem Weg fortgeschritten waren, 
entfernte sich der Beklagte von der Arbeitsstelle, um 
den Wohnwagen der Kolonne heranzuholen. Während seiner 
Abwesenheit führten der Baggerführer Bellmann und der 
Arbeiter SchM) äen Graben in den Wirtschaftsweg hinein. 
Ferner verlegte Sch^p hier bereits die Drainagerohrc• 
Dabei waren die Wände nicht abgesteift. Als der Beklagte 
zurUckgekehrt war, begann er, mit einer Schaufel die 
im Wirtschaftsweg verlegten Rohre mit Erde zu bewer­
fen» Hierbei wurde das vorletzte Rohr der Reihe durch 
einen in den Graben fallenden Stein beschädigt. $ & M B  äer 
auf der Grabensohle stand, eilte herbei, um das be­
schädigte durch das nachfolgende Rohr zu ersetzen.
Während er damit beschäftigt war, brach ein großer 
Erdklumpen aus der Böschung heraus und klemmte seinen 
Fuß ein. Der Beklagte sprang in den Graben, um ihm Hilfe 
zu leisten. Gleich danach stürzte ein etwa 2 m breites 
ßtück von der Grabenwand ein, auf welcher der Erdaushub 
lag. Hierbei wurde Sch^p ganz und der Beklagte bis 
über die Oberschenkel verschüttet. Se l M P  erlitt oo 
schwere Verletzungen, daß er bald darauf starb.



In dem Strafverfahren wurde der Beklagte von der 
Anklage der fahrlässigen Tötung wegen erwiesener Un­
schuld rechtskräftig frei gesprochen.

Die Klägerin hat geltend gemacht:
Der Beklagte habe die Unf allverhütungsvorschriften 

nicht beachtet und den Unfall schuldhaft herbei geführt. 
Der Graben sei eingestürzt, weil eraöinen Böschungs­
winkel von 75 Grad gehabt habe, während die Neigung 
wegen der ungünstigen Bodenverhältnisse im Bereich 
des Weges höchstens 60 Grad habe betragen dürfen. Die 
ausgehobene Erde sei nur 20 bis 30 cm von der Graben­
kante entfernt gelagert worden, während nach den Unfall­
verhütungsvorschriften ein Streifen von 60 cm Breite 
hätte freigehalten oder der Graben gegen Einsturz be­
sonders hätte gesichert werden müssen. Nach seiner 
Rückkehr zur Arbeitsstelle habe der Beklagte sofort 
Sicherungsmaßnahmen treffen müssen und nicht zulassen 
dürfen, daß S c h ^ ^  in dem gefährdeten Grabenabschnitt 
arbeitete.

Die Klägerin hat beantragt, den Beklagten zur 
Zahlung von 4 782,92 DM nebst Zinsen zu verurteilen 
und festzustellen, daß der Beklagte verpflichte# sei, 
ihr alle Aufwendungen zu ersetzen; die1 si'e'als'Trägerin 
der gesetzlichen Unfallversicherung aus dem tödlichen 
Unfall des Arbeiters Franz Sc h j ^  aufzubringen habe.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Er hat erwidert:

Im jetzigen Zivilprozeß sei das Gericht an das 
Urteil des Schöffengerichts gebunden, das die Unschuld 
des Beklagten rechtskräftig festgestellt habe. Tat­
sächlich habe er den Unfall auch nicht verschuldet.
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In dem lehmigen Boden außerhalb des Wirtsohafts- 
wegco habe keine Einsturzgefahr bestanden» Sichcrungs- 
maßnahmen seien erst in dem Grabenabschnitt innerhalb 
dos Weges erforderlich gewesen. Er habe erkannt, daß 
die Arbeiten dort gefährlich waren, und habe deshalb 
die Absicht gehabt, beim Erreichen des Weges besondere 
Sicherungsmaßnahmen zu treffen« Davon, daß S c b ^ P  und 
B o f l H P  den Graben innerhalb des Weges unsachgemäß 
angelegt hätten, sei er bei seiner Rückkehr Überrascht 
worden. Das sei ohne seine Anordnung geschehen. Im 
Tiefbau sei es auch nicht üblich, die Arbeiten während 
der Abwesenheit des Vorarbeiters fortzusetzen. Er habe 
nicht damit zu rechnen brauchen, daß Bellraanii und Sch^H 
selbständig vorgingen. Als Scb^^das beschädigte Rohr 
habe auswechseln wollen, habe er ihm zugerufen: “Bot dat 
Schiet, bliew dor weg11. Sch^^ habe seine Anordnung 
aber nicht beachtet. Er, der Beklagte, habe den Un­
fall nicht mehr abwenden können. >

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.

Auf die Berufung der Klägerin hat das Oberlandes­
gericht der Klage stattgegeben.

Mit der Revision erstrebt der Beklagte die 
Wiederherstellung des die Klage abweisenden landge­
richtlichen Urteils» Der Beklagte beantragt, die Re­
vision zurückzuweisen.

^5§£heidungsgrUndei

Der Unfall hat sich am V» 1962, also vor dem
Inkrafttreten des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts 
der gesetzlichen Unfallversicherung vom 30. April 1963 
(BGBl I S. 241) zugetragen. Daher ist die Frage der
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Ersatzpflicht des Beklagten nach der Reiohsversicherungs- 
ordnung in ihrer alten Fassung zu beurteilen.

Wird strafrechtlich feotgesteilt, daß Unternehmer 
oder ihnen nach § 899 RVO a.F. gleichgestellte Personen 
einen Arbeitsunfall vorsätzlich oder fahrlässig mit Außer­
achtlassung derjenigen Aufmerksamkeit herbei geführt 
haben, zu welcher sie vermöge ihres Amtes, Berufs oder 
Gewerbes besonders verpflichtet sind, so haften sic 
hach § 903 Abs. 1 RVO a.F. für alles, was die Träger 
der Sozialversicherung nach Gesetz oder Satzung in­
folge des Unfalls aufwenden müssen. Nimmt, wie im 
vorliegenden Fall die Berufsgenossenschaft einen Unter­
nehmer oder einen ihm Gleichgestellten ( § 899 RVO a.F.) 
in Anspruch, so haften sie nach § 903 Abs. 4 RVO a.F. 
der Berufsgenossenschaft auch ohne straf gerichtliche 
Feststellung der Berufsfahrlässigkeit. Bas Berufungs­
gericht hat bei dem fostgesteilten Sachverhalt mit 
Recht angenommen, daß diese Voraussetzungen für die 
Ersatzpflicht des Beklagten gegeben sind.

1. Bio Parteien sind sich einig darüber, daß der 
Beklagte als Vorarbeiter im Tiefbauunternehmen der 
Firma VflP ein Arbei teraufseher im Sinne des § 899 RVO 
a.F. ist und daher zu den Personen gehört, die nach
§ 903 RVO a.F. von den Trägern der Sozialversicherung 
wegen der Aufwendungen aus einem Arbeitsunfall in An­
spruch genommen werden können.

2. Die Revision meint, für eine zivilrechtliche 
Haftung des Beklagten sei kein Raum, weil der Beklagte 
durch den Strafrichter freigesprochen worden sei und
der Zivilrichter in der Frage, ob der Beklagte den Unfall 
fahrlässig verursacht habe, an die Entscheidung des
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Strafrichters gebunden sei. Hierin kann ihr nicht ge­
folgt werden« Die Revision übersieht, daß hier die 
Berufsgenossenschaft gegen den Beklagten als Arbeiter­
aufseher nicht aus § 903 Abs* 1 RVO a.P. vorgeht, sondern 
den Rückgriffsanspruch des § 903 Abs. 4 RVO a.P. geltend 
macht, den das Gesetz auch ohne strafgerichtliche 
Peststellung einer Berufsfahrlässigkoit gewährt« Wenn 
§ 903 Abo. 4 RVO a.P« bestimmt, daß Unternehmer oder 
ihnen nach § 899 RVO a.P. Gleichgestellte der Berufe­
genossenschaft für deren Aufwand auch ohne strafgori cht- 
liche Feststellung einer Berufsfahrlässigkeit haften, 
so ist damit die Entscheidung über die fahrlässige 
Verursachung des Unfalls dem Zivilrichter übertragen.
Bas gilt auch dann, wenn das Strafverfahren zu einen 
dem Arbei teraufseher günstigen Ausgang geführt hat 
(Urteil des BGH vom 24. Juni 1953 - VI ZR 31/52 - 
VersR 1953, 335).

Bie Revision kann sich nicht mit Erfolg auf das 
Urteil des Bundesgerichtshofs vom 20. Bezember 1963 
- VI ZR 273/63 - VersR 1964, 262 berufen. Bieses Urteil 
hat eine Bindung des Zivilrichters an die Entscheidung 
des Strafrichters für den Anspruch aus § 903 Abs., 1 RVO 
a.& bejaht, für den das Gesetz als Voraussetzung der 
Haftung des Unternehmers oder eines Arbei terauf oehero 
ausdrücklich eine strafgerichtliche Feststellung fordert. 
Ba dieses Erfordernis für den hier in Betracht kommen­
den Anspruch der Berufsgenossenabhaft aus § 903 Abo. 4 
RVO a.P. nicht besteht, können die Erwägungen des Urteils 
vom 20. Bezember 1963 in dem jetzt zu entscheidenden 
Palle nicht herangezogen werden. Bas Berufungsgericht ■ 
hat daher mit Recht angenommen, daß der Zivilrichter 
in einem Pall diecer Art an eine Entscheidung des 
Strafrichters, welcho die Fahrlässigkeit des Unter-
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nehmers oder eines Arbeiteraufsehers verneint, nicht 
gebunden ist. Zutreffend hat es unabhängig von dem 
Strafverfahren auf Grund der im Zivilprozeß erhobenen 
Beweise entschieden, ob der Beklagte den Unfall des 
Sch^B fahrlässig herbei geführt und dabei die Aufmerk­
samkeit außer acht gelassen hat, zu der er auf Grund 
seines Berufes als Vorarbeiter in einem Tiefbauunter- 
nehraen verpflichtet war.

3. Der Beklagte bestreitet nicht, daß beim Durch­
stechen des Wirtschaf tsweges gegen die Unfallverhütungs- 
Vorschriften der SflBB-Berufsgenossenschaft verstoßen 
wurde.

Nach § 86 der Vorschriften müssen alle Gräben 
für Kanäle, soweit sie nicht im Pols oder ähnlich stand­
festem Boden ausgeführt worden, bei Tiefen von mehr als 
1,25 m der Bodenart, den Grundwasserverhältnissen und 
der Straßenbefestigung entsprechend abgeböscht oder 
sachgemäß verbaut (abgesteift) werden. Da der Graben 
innerhalb des Weges mit seinen ungünstigen Bodenver­
hältnissen nicht abgesteift war, hätte die Böschung 
nicht steiler als 60 Grad sein dürfen. Tatsächlich be­
trug der Böschungswinkel aber etwa 75 Grad.

Perner ist § 93 der UnfallverhÜtungsVorschriften 
nicht beachtet worden. Nach dieser Bestimmung muß beim 
Ausheben eines Grabens auf jeder Seite ein mindestens 
60 cm breiter Streifen von ausgehobenem Boden freige- 
halten werden. Ist das nicht möglich, muß der Graben 
gegen Einsturz besonders gesichert werden, nötigen­
falls durch Absteifung auch schon bei geringeren Tiefen. 
Unstreitig war das ausgehobene Erdreich im vorliegenden 
Pall nicht in der vorgeschriebenen Entfernung von der 
Grabenkante abgelegt.



- 9 -

4. Unbedenklich ist die Annahme des Berufungsge­
richts, daß der vorechriftsv/idrige Zustand des Grabens 
das Einstürzen der Grabenwand verursacht hat. Es ist 
gerade die Gefahr eingetreten, die durch die Unfallver­
hütungsvorschriften verhindert werden sollte. In einem 
solchen Balle spricht nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs die Vermutung dafür, daß der Un­
fall bei Beachtung der Sicherungs Vorschriften vermieden 
worden wäre (u.a. das oben angeführte Urteil des BGH 
vom 24. Juni 1993 a.a.O.). überdies ist das Berufungs­
gericht auch davon überzeugt, daß bei der geringen 
Standfestigkeit des Bodes die zu geringe Neigung der 
Böschung und das Lagern der ausgehobenen Erde dicht
am Grabenrand das Einstürzen der Wand herbei geführt 
hat. Es ist gerade die Wand eingestürzt, an deren 
Seite die ausgehobene Erde in vorschriftswidrigem Ab­
stand von der Grabenkantc gelagert war. Nach der nicht 
zu beanstandenden Ansicht des Berufungsgerichts liegt 
es auf der Hand, daß hierdurch ein Bruck auf die Erd­
massen der Grabenwand ausgeübt wurde, dem die nicht 
genügend abgeböschte und nicht abgesteifte Wand nicht 
standhalten konnte. Da keine andere Ursache in Be­
tracht kommt, ist mit dem Berufungsgericht davon aus­
zugehen, daß der vorschriftswidrige Zustand des Gra­
bens die Wand zum Einsturz gebracht hat. In diesem 
Punkte hat auch die Revision keine Bedenken gegen 
das Berufungsurteil erhoben.

5. Lie Ausführungen, mit denen das Berufungsgericht 
das Verschulden des Beklagten bejaht, sind ebenfalls 
nicht zu beanstanden.

Das Berufungsgericht hat offen gelassen, ob eine 
fahrlässige Pflichtverletzung schon darin zu sehen i3t.
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daß der Beklagte, bevor er sich zum Heranholen dos 
Wohnwagens von der Anbeitsstollo entfernte, dem Ar­
beiter S c h ^ ^  und dem Baggerf(ihrer Belfll^ keine 
Anweisungen für die Zeit seiner Abwesenheit gegeben 
hat.

Hit Recht hat es ihm als Fahrlässigkeit im straf­
rechtlichen Sinne zur Bast gelegt, daß er die erfor­
derlichen Sicherungsmaßnahmen unterlassen hat, als er 
nach seiner Rückkehr den vorschriftswidrigen Zustand 
des Grabens vorfand. Nach den Feststellungen des Be­
rufungsgerichts hat der Beklagte die Gefahr, die sich 
hieraus ergab, erkannt. Fr hat nach seinem eigenen 
Vorbringen in der Grabenwand einen Riß bemerkt, der ein 
Einstürzen der Wand befürchten ließ. Es lag, wie der 
Beklagte selbst erklärte,offen zu tage, daß die Graben­
wand einstürzen konnte. Allerdings waren in diesem Ab­
schnitt, da Sch^^ die Brainagerohre ftbr schon verlegt 
hatte, andere Arbeiten als das Zuschütten des Grabens 
nicht mehr erforderlich. Der Revision ist daher ziizu- 
geben, daß es in diesem Stadium sinnwidrig gewesen 
wäre, diesen Teil des Grabens noch abzüsteifen oder 
andere Sicherungsvorkehrungen am Graben selbst zu 
treffen. Bas hat aber auch das Berufungsgericht nicht 
gefordert. Es hat mit Recht vom Beklagten verlangt, 
daß er Vorkehrungen hätte treffen müssen, um zu ver­
hindern, daß bei den noch zu erledigenden Arbeiten 
jemand gefährdet oder verletzt wurde. Vor allem mußte 
er mit allen Mitteln verhindern, daß sich Sch^), der 
zu dieser Zeit im Graben stand, in den Gefahrenbereich 
begab. Nach der Aussage des Beklagten kommt es öfter 
vor, daß beim Zuschütten des Grabens ein Rohr be­
schädigt wird und dann ausgewechselt v/erden muß. Ber
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Beklagte mußte damit rechnen, daß sich Schf^ Im Falle 
der Beschädigung eines Rohres in den Gefahrenbereich 
begeben werde, um dort das Rohr auszuwechseln. Bei 
der großen Gefahr, die erkennbar hiermit verbunden 
war, hat das Berufungsgericht mit Recht verlangt, 
der Beklagte habe, bevor er mit dem Zuschütten des 
Grabens begann, S c h ^ p  auf fordern müssen, den Graben 
zu verlassen. Br hätte ihm strikte untersagen müssen, 
das Grabenstück zu betreten, in dem das Einstürzen 
der Wand zu befürchten war. Da der Beklagte die Gefahr 
erkannt hatte, waren, wie das Berufungsgericht zu? 
treffend angenommen hat, besondere eindringliche Maß­
nahmen erforderlich. Der Beklagte durfte die Arbeiten 
nicht fortsetzen, ohne die Lago vorher eindeutig zu 
klären und sicherzustellen, daß Schflp nicht gefährdet 
wurde.

Baß Schilp ein erfahrener Arbeiter war, kann 
den Beklagten nicht entlasten. Schp^ hatte gerade da­
bei mitgewirkt, die Rohrleitung in dem vorschrifts­
widrig errichteten Graben zu verlegen. Es war daher 
vorhersehbar, daß er diesen Grabenabschnitt auch be­
treten werde, wenn das notwendig wurde, um ein beschä­
digtes Rohr auszuwechseln.

6. Zuzustimmen ist auch der Ansicht des Be­
rufungsgerichts, daß dem Beklagten die sogenannte 
Borufsfahrlässigkeit zur Last zu legen ist, denn er 
hat gerade djöeSorgfaltspflichten verletzt, die sich 
aus miner Stellung als Vorarbeiter bei den Drainage­
arbeiten ergeben.

7. Ob den verunglückten Arbeiter Schf^ ein 
Mitverschulden an seinem Unfall trifft, konnte das



r
-  12 -

Berufungsgericht unentschieden lassen«Pie Klägerin 
macht nicht durch Gesetz auf sie übergegangene An­
sprüche der Hinterbliebenen des Sch^p, sondern einen 
Ersatzanspruch geltend, der ihr in § 905 RVO a.P, 
unmittelbar durch das Gesetz verliehen ist. Per Klägerin 
kann daher ein etwaiges Mitverschulden des Sclo^^ nicht 
entgegengehalten werden (Urteile des BGH vom 8, Mai 
1956 - VI ZR 48/55 - VersR 1956> 435 und vom 24. Januar 
1961 - VI ZR 61/60 - VersR 1961, 370).

8, Hach alledem erweist sich die Revision des 
Beklagten als unbegründet. Sie war daher zurückzu-
weisen.

Pie KoBtenentScheidung beruht auf § 97 ZPO

Engels Pr, Bode Meyer
Pr. Pfretzschner Pr. NUßgens
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